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Wahlbekanntmachung 

 
1. Am 23. Februar 2025 findet die Wahl zum 21. Deutschen Bundestag statt. Die Wahl dauert von 

8.00 bis 18.00 Uhr. 
 
2. Die Stadt Warstein ist in 18 allgemeine Wahlbezirke eingeteilt. In den Wahlbenachrichtigungen, 

die den Wahlberechtigten in der Zeit vom 24.01.2025 bis 02.02.2025 übersandt werden, sind der 
Wahlbezirk und der Wahlraum angegeben, in dem der Wahlberechtigte zu wählen hat.  

 
Die Briefwahlvorstände treten zur Ermittlung des Briefwahlergebnisses um 14.00 Uhr im Rathaus, 
Dieplohstraße 1, und Technischen Rathaus, Schulstraße 7, und ZIS (Zentrum für Integration und 
Sport), Schulstraße 9a, 59581 Warstein, zusammen. 

 
3. Jeder Wahlberechtigte kann nur in dem Wahlraum des Wahlbezirks wählen, in dessen 

Wählerverzeichnis er eingetragen ist.  
 

Die Wähler haben die Wahlbenachrichtigung und ihren Personalausweis oder Reisepass zur Wahl 
mitzubringen.  
 
Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abgegeben werden.  
 
Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jeder Wähler erhält bei Betreten des Wahlraumes einen 
Stimmzettel ausgehändigt. 
 
Jeder Wähler hat eine Erststimme und eine Zweitstimme.  
 
Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender Nummer 
 
a) für die Wahl im Wahlkreis in schwarzem Druck die Namen der Bewerber der zugelassenen 

Kreiswahlvorschläge unter Angabe der Partei, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch 
dieser, bei anderen Kreiswahlvorschlägen außerdem des Kennworts und rechts von dem Namen 
jedes Bewerbers einen Kreis für die Kennzeichnung, 

  
b) für die Wahl nach Landeslisten in blauem Druck die Bezeichnung der Parteien, sofern sie eine 

Kurzbezeichnung verwenden, auch dieser, und jeweils die Namen der ersten fünf Bewerber der 
zugelassenen Landeslisten und links von der Parteibezeichnung einen Kreis für die 
Kennzeichnung. 

 
Der Wähler gibt  
 
seine Erststimme in der Weise ab,  
 

dass er auf dem linken Teil des Stimmzettels (Schwarzdruck) durch ein in einen Kreis gesetztes 
Kreuz oder auf andere Weise eindeutig kenntlich macht, welchem Bewerber sie gelten soll,  

 
und seine Zweitstimme in der Weise, 
  

dass er auf dem rechten Teil des Stimmzettels (Blaudruck) durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz 
oder auf andere Weise eindeutig kenntlich macht, welcher Landesliste sie gelten soll. 
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Der Stimmzettel muss vom Wähler in einer Wahlkabine des Wahlraumes oder in einem besonderen 
Nebenraum gekennzeichnet und in der Weise gefaltet werden, dass seine Stimmabgabe nicht 
erkennbar ist. In der Wahlkabine darf nicht fotografiert oder gefilmt werden. 

 
4. Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahlhandlung erfolgende Ermittlung und 

Feststellung des Wahlergebnisses im Wahlbezirk sind öffentlich. Jedermann hat Zutritt, soweit das 
ohne Beeinträchtigung des Wahlgeschäfts möglich ist. 

  
5. Wähler, die einen Wahlschein haben, können an der Wahl im Wahlkreis, in dem der Wahlschein 

ausgestellt ist, 
 

a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk dieses Wahlkreises oder 
b) durch Briefwahl teilnehmen. 

 
Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der Stadt Warstein einen amtlichen Stimmzettel, einen 
amtlichen Stimmzettelumschlag sowie einen amtlichen Wahlbriefumschlag beschaffen und seinen 
Wahlbrief mit dem Stimmzettel (im verschlossenen Stimmzettelumschlag) und dem unterschriebenen 
Wahlschein so rechtzeitig der auf dem Wahlbriefumschlag angegebenen Stelle zuleiten, dass er dort 
spätestens am Wahltage bis 18.00 Uhr eingeht. Der Wahlbrief kann auch bei der angegebenen Stelle 
abgegeben werden. 

 
6. Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal und nur persönlich ausüben. Eine Ausübung 

des Wahlrechts durch einen Vertreter anstelle des Wahlberechtigten ist unzulässig (§ 14 Abs. 4 des 
Bundeswahlgesetzes). 

 
Ein Wahlberechtigter, der des Lesens unkundig oder wegen einer Behinderung an der Abgabe seiner 
Stimme gehindert ist, kann sich hierzu der Hilfe einer anderen Person bedienen. Die Hilfeleistung ist 
auf technische Hilfe bei der Kundgabe einer vom Wahlberechtigten selbst getroffenen und geäußerten 
Wahlentscheidung beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die unter missbräuchlicher 
Einflussnahme erfolgt, die selbstbestimmte Willensbildung oder Entscheidung des Wahlberechtigten 
ersetzt oder verändert oder wenn ein Interessenskonflikt der Hilfsperson besteht (§ 14 Abs. 5 des 
Bundeswahlgesetzes).  
 
Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer Wahl herbeiführt oder das Ergebnis 
verfälscht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Unbefugt wählt auch, 
wer im Rahmen zulässiger Assistenz entgegen der Wahlentscheidung des Wahlberechtigten oder 
ohne eine geäußerte Wahlentscheidung des Wahlberechtigten eine Stimme abgibt. Der Versuch ist 
strafbar (§ 107a Abs. 1 und 3 des Strafgesetzbuches). 

 
 
Warstein, den 15.01.2025 
 
Stadt Warstein 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. 
 
D r.  S c h ö n e  
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Öffentliche Bekanntmachung  

über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis 
und die Erteilung von Wahlscheinen   

 
für die Wahl zum 21. Deutschen Bundestag am 23. Februar 2025 

 
 

1. Das Wählerverzeichnis zur Bundestagswahl für die Wahlbezirke der Stadt Warstein wird in der Zeit 
vom 03. bis 07. Februar 2025 während der folgenden Öffnungszeiten 

 
   

Montag:   8:30 Uhr - 12:30 Uhr 
Dienstag: 8:30 Uhr - 12:30 Uhr; 14:00 Uhr - 16:00 Uhr 
Mittwoch: geschlossen 
Donnerstag: 8:30 Uhr - 12:30 Uhr; 14:00 Uhr - 17:00 Uhr 
Freitag:  8:30 Uhr - 12:30 Uhr 

 

 
im Rathaus, Dieplohstraße 1, 59581 Warstein, Wahlbüro, Zimmer 29 (barrierefrei), für 
Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. Jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder 
Vollständigkeit der zu seiner Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern 
ein Wahlberechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis 
eingetragenen Personen überprüfen will, hat er Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich eine 
Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf 
Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im Melderegister eine 
Auskunftssperre gemäß § 51 Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes eingetragen ist.  
 
Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein 
Datensichtgerät möglich.  
 
Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. 

 
2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann in der Zeit vom  

03.–07. Februar 2025, spätestens am Freitag, 07. Februar 2025 bis 12.30 Uhr bei der Stadt 
Warstein, Rathaus, Dieplohstraße 1, 59581 Warstein, Wahlbüro, Zimmer 29, Einspruch einlegen. 

 
Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt werden. 

 
3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens zum   
 02.02.2025 eine Wahlbenachrichtigung. 
 

Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch 
gegen das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen will, dass er sein Wahlrecht nicht 
ausüben kann. 

 
Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und die bereits 
einen Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbenachrichtigung. 

 
4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahlkreis 145 - Soest -  
 
  durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum (Wahlbezirk) dieses Wahlkreises 
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  oder  
 
  durch Briefwahl  
 
 teilnehmen. 
 
5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 
 

5.1 ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 
 

5.2 ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 
 

a) wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme in das 
Wählerverzeichnis nach § 18 Abs. 1 der Bundeswahlordnung (bis zum 02. Februar 2025) 
oder die Einspruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis nach § 22 Abs. 1 der 
Bundeswahlordnung (bis zum 07. Februar 2025) versäumt hat, 

 
b) wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist nach § 18 

Abs. 1 der Bundeswahlordnung oder der Einspruchsfrist nach § 22 Abs. 1 der 
Bundeswahlordnung entstanden ist, 

 
c) wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und die Feststellung erst 

nach Abschluss des Wählerverzeichnisses zur Kenntnis der Stadt Warstein gelangt ist. 
 
 Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten bis zum  
 21. Februar 2025, 15.00 Uhr bei der Stadt Warstein mündlich, schriftlich oder elektronisch beantragt 

werden. 
 

Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder nur unter 
nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, 
gestellt werden. 

 
Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist 
oder er ihn verloren hat, kann ihm bis zum Tage vor der Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt 
werden. 

 
Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können aus den unter 5.2 Buchstaben 
a) bis c) angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines noch bis zum Wahltage, 
15.00 Uhr, stellen. 

 
Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 
nachweisen, dass er dazu berechtigt ist. Ein Wahlberechtigter mit Behinderung kann sich bei der 
Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen. 
 

6. Mit dem Wahlscheinantrag erhält der Wahlberechtigte 
 
 -  einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises 

- einen amtlichen Stimmzettelumschlag 
- einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden ist, versehenen roten 

Wahlbriefumschlag und 
- ein Merkblatt für die Briefwahl. 
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Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für einen anderen ist nur möglich, wenn die 
Berechtigung zur Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 
nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; dies hat 
sie der Gemeindebehörde vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. Auf Verlangen hat 
sich die bevollmächtigte Person auszuweisen. 
 
Ein Wahlberechtigter, der des Lesens unkundig oder wegen einer Behinderung an der Abgabe seiner 
Stimme gehindert ist, kann sich zur Stimmabgabe der Hilfe einer anderen Person bedienen. Die 
Hilfsperson muss das 16. Lebensjahr vollendet haben. Die Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei der 
Kundgabe einer vom Wahlberechtigten selbst getroffenen und geäußerten Wahlentscheidung beschränkt. 
Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die unter missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die selbstbestimmte 
Willensbildung oder Entscheidung des Wahlberechtigten ersetzt oder verändert oder wenn ein 
Interessenkonflikt der Hilfsperson besteht. Die Hilfsperson ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse 
verpflichtet, die sie bei der Hilfeleistung von der Wahl einer anderen Person erlangt hat. 
 
Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein so rechtzeitig 
an die angegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort spätestens am Wahltage bis 18.00 Uhr 
eingeht. 
 
Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ausschließlich von der Deutschen Post AG 
ohne besondere Versendungsform unentgeltlich befördert. Er kann auch bei der auf dem Wahlbrief 
angegebenen Stelle abgegeben werden. 
 
 
Warstein, den 15.01.2025 
 
STADT WARSTEIN 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Schöne 
 
D r .  S c h ö n e 
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Öffentliche Bekanntmachung 
 

Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl des 
Bürgermeisters und der Vertretung der Stadt Warstein  

im Jahre 2025 
 

Gemäß § 15 Kommunalwahlgesetz (KWahlG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1998 
(GV. NRW. 1998 S. 454, ber. S. 509), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 05. Juli 2024 
(GV. NRW. S. 444), in Verbindung mit §§ 3 Nr. 5, 24 und 75b der Kommunalwahlordnung – KWahlO – 
vom 31. August 1993 (GV. NRW. S. 592, 967), zuletzt geändert durch Verordnung vom 24. Oktober 2024 
(GV. NRW. S. 714), – fordere ich hiermit auf, Wahlvorschläge zur Wahl  
 
- des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin der Stadt Warstein, 
- des Rates der Stadt Warstein (18 Wahlbezirke und Reservelisten) 
 

spätestens bis zum 69. Tag vor der Wahl, 18.00 Uhr (07.07.2025) 
 
beim Wahlleiter der Stadt Warstein, Sachgebiet Organisation, Zimmer HM 11 oder HM 13, Schulstraße 9, 
59581 Warstein, einzureichen. Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge möglichst frühzeitig vor 
diesem Termin einzureichen, damit etwaige Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, 
rechtzeitig behoben werden können. 
 
Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu verwenden, die beim Wahlleiter der Stadt Warstein, 
Postfach 1309, 59564 Warstein, angefordert werden können.  
 
Die Stadt Warstein ist in folgende Wahlbezirke eingeteilt: 
 
010 – Allagen 1  
020 – Allagen 2  
030 – Niederbergheim 
040 – Belecke 1  
050 – Belecke 2  
060 – Belecke 3  
070 – Belecke 4  
080 – Hirschberg  
090 – MüSiWa 
100 – Sichtigvor  
110 – Suttrop 1  
120 – Suttrop 2  
130 – Warstein 1  
140 – Warstein 2  
150 – Warstein 3 
160 – Warstein 4  
170 – Warstein 5  
180 – Warstein 6  
 
Die Abgrenzung der Wahlbezirke ist im Amtsblatt Nr. 15 vom 05.12.2024 öffentlich bekannt gemacht. 
 
Auf die Bestimmungen der §§ 15 bis 17 sowie der §§ 46 b und 46 d KWahlG und der §§ 25, 26 und 31 
sowie 75a und 75b KWahlO, in denen die Einzelheiten zur Einreichung von Wahlvorschlägen geregelt 
sind, weise ich hin. 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=10968&val=10968&seite=202&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=18024&vd_back=N602&sg=0&menu=1
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Insbesondere bitte ich zu beachten: 
 
1. Allgemeines 
 
1.1 Wahlvorschläge können von politischen Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes 

(Parteien), von mitgliedschaftlich organisierten Gruppen von Wahlberechtigten (Wählergruppen) 
und von einzelnen Wahlberechtigten (Einzelbewerbern) eingereicht werden. Für die Reserveliste 
können nur Bewerberinnen und Bewerber benannt werden, die für eine Partei oder Wählergruppe 
auftreten.  

 
1.2 Als Bewerber einer Partei oder einer Wählergruppe kann in einem Wahlvorschlag nur benannt 

werden, wer in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung im Wahlgebiet hierzu gewählt worden 
ist. Kommt eine derartige Versammlung nicht zustande, so kann die Partei oder Wählergruppe ihre 
Bewerber in einer Versammlung von Wahlberechtigten aufstellen lassen. 

 
Staatsangehörige der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union (Unionsbürger), die in 
Deutschland wohnen, sind unter den gleichen Voraussetzungen wie Deutsche wählbar. 
 
Die Bewerber und die Vertreter für die Vertreterversammlungen sind in geheimer Wahl zu wählen. 
Entsprechendes gilt für die Festlegung der Reihenfolge der Bewerber auf der Reserveliste und für 
die Bestimmung der Ersatzbewerber. Stimmberechtigt ist nur, wer am Tage des Zusammentritts 
der Versammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

 
Als Vertreter für eine Vertreterversammlung kann nur gewählt werden, wer am Tage des 
Zusammentritts der zur Wahl der Vertreter einberufenen Versammlung im Wahlgebiet 
wahlberechtigt ist. 
 
Die Vertreter für die Vertreterversammlung und die Bewerber sind ab dem 01. August 2024, die 
Bewerber für die Wahlbezirke frühestens nach der öffentlichen Bekanntgabe der Einteilung des 
Wahlgebietes in Wahlbezirke (Amtsblatt Nr. 15 der Stadt Warstein vom 05.12.2024) zu wählen. 
 
Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe hierfür vorgesehene Stelle kann gegen den 
Beschluss einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung Einspruch erheben. Auf einen solchen 
Einspruch ist die Abstimmung zu wiederholen. Ihr Ergebnis ist endgültig. 

 
Das Nähere über die Wahl der Vertreter für die Vertreterversammlung, über die Einberufung und 
Beschlussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterversammlung sowie über das Verfahren für die 
Wahl des Bewerbers regeln die Parteien und Wählergruppen durch ihre Satzungen. 
 
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber mit Angaben über Ort und Zeit der 
Versammlung, Form der Einladung, Zahl der erschienenen Mitglieder, Vertreter oder 
Wahlberechtigten und Ergebnis der Abstimmung ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei 
haben der Leiter der Versammlung und zwei von dieser bestimmte Teilnehmer gegenüber dem 
Wahlleiter an Eides statt zu versichern, dass die Wahl des Bewerbers für das Amt des 
Bürgermeisters und der Bewerber für die Vertretung in geheimer Abstimmung erfolgt ist. 
Hinsichtlich der Reservelisten hat sich die Versicherung an Eides statt auch darauf zu erstrecken, 
dass die Festlegung der Reihenfolge der Bewerber und die Bestimmung der Ersatzbewerber in 
geheimer Abstimmung erfolgt sind. Die Beibringung einer Ausfertigung der Niederschrift und 
der Versicherung an Eides statt bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für 
das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags. 

 
1.3 Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt der Wahlausschreibung laufenden 

Wahlperiode nicht ununterbrochen in der zu wählenden Vertretung, in der Vertretung des 
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zuständigen Kreises, im Landtag oder aufgrund eines Wahlvorschlags aus dem Land im Bundestag 
vertreten, so kann sie einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie nachweist, dass sie einen 
nach demokratischen Grundsätzen gewählten Vorstand, eine schriftliche Satzung und ein 
Programm hat und dass die Namen der Vorstandsmitglieder, die Satzung und das Programm auf 
geeignete Weise veröffentlicht sind; dies gilt nicht für auf Landesebene organisierte Parteien, die 
die Unterlagen gemäß § 6 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2, Abs. 4 des Parteiengesetzes bis zum Tage 
der Wahlausschreibung ordnungsgemäß beim Bundeswahlleiter eingereicht haben. 

 
Welche Parteien, die auf Landesebene organisiert sind, gem. § 15 Abs. 2 Satz 2 KWahlG dem 
Bundeswahlleiter die Unterlagen eingereicht haben und wo und bis zu welchem Zeitpunkt Anträge 
auf Bestätigung der ordnungsgemäßen Einreichung von Satzung und Programm von Parteien und 
Wählergruppen eingereicht werden können, wird das Innenministerium nach dem Zeitpunkt der 
Wahlausschreibung öffentlich bekanntmachen. Nachweise von Satzung und Programm nach § 15 
Abs. 2 KWahlG und § 26 Abs. 5 KWahlO können durch die Wahlvorschlagsträger bereits vor dem 
Zeitpunkt der Wahlausschreibung erbracht werden.  
 

 
2. Wahlvorschläge von Wählergruppen und Einzelbewerbern 
 
2.1 Wählergruppen mit der Pflicht zur Rechenschaftslegung müssen ihren Wahlvorschlägen gem. § 

15a Abs. 1 KWahlG Bescheinigungen des Landtagspräsidenten über die Vorlage ihrer 
Rechenschaftsberichte für die letzten zwei abgeschlossenen Rechnungsjahre beifügen. Die 
Erklärung nach § 15a Abs. 2 des Gesetzes ist von der im Wahlgebiet zum Zeitpunkt der Abgabe 
der Erklärung zuständigen Leitung der Wählergruppe zu unterzeichnen und soll nach dem Muster 
der Anlage 27 eingereicht werden. Reicht die Wählergruppe mehrere Wahlvorschläge im 
Wahlgebiet ein, so brauchen diese Nachweise nur einmal eingebracht zu werden. 
 

2.2 Eine Wählergruppe, die keiner Pflicht zur Rechenschaftslegung unterliegt, kann einen 
Wahlvorschlag gem. § 15a Abs. 2 KWahlG nur einreichen, wenn sie zusammen mit dem 
Wahlvorschlag eine Erklärung darüber abgibt, ob und in welcher Gesamthöhe sie in den 
vorangehenden zwölf Monaten Zuwendungen erhalten hat. Zuwendungen eines einzelnen 
Zuwenders gem. § 2 Abs. 2 Satz 4 Wählergruppentransparenzgesetz sind anzugeben. Die 
Erklärung nach § 15a Abs. 2 des Gesetzes ist von der im Wahlgebiet zum Zeitpunkt der Abgabe 
der Erklärung zuständigen Leitung der Wählergruppe zu unterzeichnen und soll nach dem Muster 
der Anlage 27 eingereicht werden. Reicht die Wählergruppe mehrere Wahlvorschläge im 
Wahlgebiet ein, so brauchen diese Nachweise nur einmal eingebracht zu werden.  
 
Ziffer 2.2 gilt für Einzelbewerber mit der Maßgabe entsprechend, dass sich die Mitteilungspflichten 
auf Angaben über Zuwendungen beschränken, die der Einzelbewerber zum Zwecke seiner 
Bewerbung und Wahlkampfführung von Dritten erhalten hat. Die Erklärung ist nach den Muster der 
Anlage 28 einzureichen. 
 
 

2.3 Erhält eine Wählergruppe nach Einreichung eines Wahlvorschlags bis zum Zeitpunkt der Wahl eine 
Zuwendung, die die Bedingungen des § 2 Absatz 2 Satz 4 des Wählergruppentransparenzgesetzes 
erfüllt, sind diese dem Wahlleiter nach § 15a Absatz 3 des Gesetzes unter Angabe des Namens 
und der Anschrift des Zuwenders sowie der Gesamthöhe der Zuwendung unverzüglich mitzuteilen. 
Die Erklärung ist von der im Wahlgebiet zum Zeitpunkt der Abgabe der Erklärung zuständigen 
Leitung der Wählergruppe zu unterzeichnen und soll nach dem Muster der Anlage 28 eingereicht 
werden.  
 
Für Einzelbewerber sind die Sätze 1 und 2 mit der Maßgabe anzuwenden, dass sich die 
Mitteilungspflicht auf Angaben über Zuwendungen beschränkt, die der Einzelbewerber zum 
Zwecke seiner Bewerbung und Wahlkampfführung von Dritten erhalten hat. 
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3. Wahlvorschläge für das Amt des Bürgermeisters 
 
3.1 Der Wahlvorschlag für das Amt des Bürgermeisters soll nach dem Muster der Anlage 11d zur 

KWahlO eingereicht werden. Er muss enthalten: 
 

- Den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den 
Wahlvorschlag einreicht; andere Wahlvorschläge können auch durch ein Kennwort des 
Wahlvorschlagsträgers gekennzeichnet werden; 
 

- Familiennamen, Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort und Anschrift 
(Hauptwohnung), E-Mail-Adresse, Telefonnummer sowie Staatsangehörigkeit des 
Bewerbers; bei mehreren Vornamen kann eine Angabe erfolgen, unter welchem Vornamen 
der Bewerber auf dem Stimmzettel anzugeben ist. 

 
Aus dem Wahlvorschlag sollen ferner Namen, Anschrift, Telefonnummer und E-Mail-Adresse der 
Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrauensperson hervorgehen. 

 
3.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss von der für das Wahlgebiet zum Zeitpunkt 

der Einreichung zuständigen Leitung unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Ein 
gemeinsamer Wahlvorschlag muss von den für das Wahlgebiet zum Zeitpunkt der Einreichung 
zuständigen Leitungen aller beteiligten Parteien oder Wählergruppen unterzeichnet sein und soll 
anschließend von allen Trägern des Wahlvorschlags gemeinsam eingereicht werden. Bei anderen 
Wahlvorschlägen muss der Unterzeichner des Wahlvorschlags im Wahlgebiet wahlberechtigt sein. 
Wer für das Amt des Bürgermeisters wählbar ist, kann sich selbst vorschlagen. 

 
3.3 Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen außerdem von 

mindestens 180 Wahlberechtigten der Gemeinde persönlich und handschriftlich 
unterzeichnet sein und sollen die Angabe einer E-Mail-Adresse und einer Telefonnummer 
der Unterzeichner enthalten; dies gilt auch für Wahlvorschläge von Einzelbewerbern, nicht aber, 
wenn der bisherige Bürgermeister als Bewerber vorgeschlagen wird. Die Wahlberechtigung ist 
nachzuweisen. Die ordnungsgemäße Unterzeichnung mit dem Nachweis der 
Wahlberechtigung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen 
eines gültigen Wahlvorschlags, es sei denn, der Nachweis kann infolge von Umständen, die 
der Wahlvorschlagsträger nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden. 
Unterstützungsunterschriften für gemeinsame Wahlvorschläge sind nur beizubringen, wenn alle 
beteiligten Wahlvorschlagsträger unter die in Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen fallen. 

 
3.4 Muss ein Wahlvorschlag von mindestens 180 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so sind die 

Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14c zur KWahlO zu erbringen. Dabei ist 
Folgendes zu beachten: 

 
- Die Formblätter werden auf Anforderung vom Wahlleiter kostenfrei geliefert. Bei der 

Anforderung sind die Bezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag 
einreichen will, bei Einzelbewerbern das Kennwort, sowie Familienname, Vornamen und 
Wohnort des vorzuschlagenden Bewerbers und die Kontaktdaten anzugeben, die in die 
Datenschutzhinweise auf der Rückseite der Anlage unter Nummer 3 aufzunehmen sind. Der 
Wahlleiter hat diese Angaben im Kopf der Formblätter zu vermerken. 
 

- Die Wahlberechtigten, die einen Wahlvorschlag unterstützen, müssen die Erklärung auf 
dem Formblatt persönlich und handschriftlich unterschreiben. Die Angaben zum 
Familiennamen, Vornamen, Tag der Geburt, zur Anschrift (Hauptwohnung) sowie E-Mail-
Adresse und Telefonnummer, sofern vorhanden, des Unterzeichners sowie der Tag der 
Unterzeichnung sollen vom Unterzeichner persönlich und handschriftlich ausgefüllt werden. 
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- Für jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt oder gesondert eine Bescheinigung seiner 
Gemeinde nach dem Muster der Anlage 15 zur KWahlO beizufügen, dass er im Wahlgebiet 
wahlberechtigt ist. Gesonderte Bescheinigungen des Wahlrechts sind vom Träger des 
Wahlvorschlags bei der Einreichung des Wahlvorschlags mit den 
Unterstützungsunterschriften zu verbinden. Wer für einen anderen eine Bescheinigung des 
Wahlrechts beantragt, muss nachweisen, dass der Betreffende den Wahlvorschlag 
unterstützt. 

 
- Ein Wahlberechtigter darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Hat jemand mehrere 

Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen weiteren Wahlvorschlägen 
ungültig. Die gleichzeitige Unterzeichnung eines Wahlvorschlags für einen Wahlbezirk und 
einer Reserveliste bleibt unberührt. 

 
Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch den Bewerber ist zulässig, wenn dieser in der 
Gemeinde wahlberechtigt ist. 

 
3.5 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen: 
 

- Die Zustimmungserklärung des Bewerbers nach dem Muster der Anlage 12c zur KWahlO. 
Dabei hat der Bewerber zu versichern, dass er für keine andere Wahl zum Bürgermeister 
oder Landrat kandidiert. Die ordnungsgemäße Abgabe der Zustimmungserklärung bis 
zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für die Abgabe eines gültigen 
Wahlvorschlags. 
 

- Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der Anlage 13b zur KWahlO einzuholen. 
 

- Bei Wahlvorschlägen von Parteien und Wählergruppen eine Ausfertigung der Niederschrift 
über die Versammlung der Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung des Bewerbers 
(Anlage 9c zur KWahlO) mit den nach § 17 Abs. 8 KWahlG vorgeschriebenen 
Versicherungen an Eides statt (Anlage 10c zur KWahlO). 

 
4. Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk 
 
4.1 Der Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk soll nach dem Muster der Anlage 11a zur  KWahlO 

eingereicht werden. Er muss enthalten: 
 

- den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den 
Wahlvorschlag einreicht; Wahlvorschläge von Einzelbewerbern können durch ein Kennwort 
gekennzeichnet werden; 
 

- Familiennamen, die Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift 
(Hauptwohnung), E-Mail-Adresse, Telefonnummer sowie Staatsangehörigkeit des 
Bewerbers; bei Beamten und Arbeitnehmern nach § 13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch der 
Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde oder die Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt, bei 
der sie beschäftigt sind, anzugeben. Bei mehreren Vornamen kann eine Angabe erfolgen, 
unter welchem Vornamen der Bewerber auf dem Stimmzettel anzugeben ist. 

 
Der Wahlvorschlag soll ferner Namen, Anschrift, Telefonnummer und E-Mail-Adresse der 
Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 
 

4.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss von der für das Wahlgebiet zum Zeitpunkt 
der Einreichung zuständigen Leitung unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Bei anderen 
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Wahlvorschlägen muss mindestens ein Unterzeichner seine Unterschrift auf dem Wahlvorschlag 
selbst leisten. 

 
4.3 Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen ferner von 

mindestens 5 Wahlberechtigten des Wahlbezirks, für den der Kandidat aufgestellt ist, persönlich 
und handschriftlich unterzeichnet sein und sollen die Angabe einer E-Mail-Adresse und 
einer Telefonnummer der Unterzeichner enthalten; dies gilt auch für Wahlvorschläge von 
Einzelbewerbern. Die Wahlberechtigung ist nachzuweisen. Die ordnungsgemäße 
Unterzeichnung mit dem Nachweis der Wahlberechtigung der Unterzeichner bis zum Ablauf 
der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags, 
es sei denn, der Nachweis kann infolge von Umständen, die der Wahlvorschlagsberechtigte 
nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden. 

 
4.4 Muss ein Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk von mindestens 5 Wahlberechtigten des 

Wahlbezirks unterzeichnet sein, so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 
14a zur KWahlO zu erbringen. Nr. 2.4 gilt mit der Maßgabe entsprechend, dass der Unterzeichner 
im Wahlbezirk wahlberechtigt ist. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch den Bewerber 
ist zulässig. 

 
4.5 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen: 
 

- Die Zustimmungserklärung des Bewerbers nach dem Muster der Anlage 12a zur KWahlO. 
Die ordnungsgemäße Abgabe der Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der 
Einreichungsfrist ist Voraussetzung für die Abgabe eines gültigen Wahlvorschlags. 
 

- Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der Anlage 13a zur KWahlO. 
 

- Bei Wahlvorschlägen von Parteien oder Wählergruppen eine Ausfertigung der Niederschrift 
über die Versammlung der Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung der Bewerber mit den 
nach § 17 Abs. 8 KWahlG vorgeschriebenen Versicherungen an Eides statt; ihrer Beifügung 
bedarf es nicht, soweit eine Ausfertigung der Niederschrift und der Versicherungen an Eides 
statt einem anderen Wahlvorschlag im Wahlgebiet beigefügt ist (siehe auch Nr. 1.2 Abs. 8 
dieser Bekanntmachung). 

 
- Sofern sich Beamte oder Arbeitnehmer nach § 13 Abs. 1 oder 6 des KWahlG bewerben, 

eine Bescheinigung über ihr Dienst- oder Beschäftigtenverhältnis sowie im Falle des § 13 
Abs. 1 Satz 1 Buchstabe b oder d KWahlG auch die ausgeübte Tätigkeit, falls der Wahlleiter 
dies zur Behebung von Zweifeln für erforderlich hält. 

 
5. Wahlvorschläge für die Reserveliste 
 
5.1 Für die Reserveliste können nur Bewerber benannt werden, die für eine Partei oder Wählergruppe 

auftreten. Die Reserveliste muss von der für das Wahlgebiet zum Zeitpunkt der Einreichung 
zuständigen Leitung unterzeichnet sein. 

 
5.2 Die Reserveliste soll nach dem Muster der Anlage 11b zur KWahlO eingereicht werden. Sie muss 

enthalten: 
 

- den Namen der Partei oder Wählergruppe, die die Reserveliste einreicht; 
 

- Familiennamen, die Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift 
(Hauptwohnung), E-Mail-Adresse, Telefonnummer sowie Staatsangehörigkeit der 
Bewerber in erkennbarer Reihenfolge; bei Beamten und Arbeitnehmern nach § 13 Abs. 1 
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und 6 KWahlG sind auch der Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde oder die 
Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt bei der sie beschäftigt sind, anzugeben. 

 
 Die Reserveliste soll ferner Namen, Anschrift, Telefonnummer und E-Mail-Adresse der 
Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 

 
 Auf der Reserveliste kann vorgesehen werden, dass ein Bewerber, unbeschadet der Reihenfolge 
im übrigen, Ersatzbewerber für einen im Wahlbezirk oder für einen auf einer Reserveliste 
aufgestellten Bewerber sein soll. 

 
5.3 Soll ein Bewerber auf der Reserveliste Ersatzbewerber für einen im Wahlbezirk oder für einen auf 

der Reserveliste aufgestellten anderen Bewerber sein (§ 16 Abs. 2 KWahlG), so muss die 
Reserveliste ferner enthalten: 

 
- den Familien- und die Vornamen des zu ersetzenden Bewerbers, 
- den Wahlbezirk oder die laufende Nummer der Reserveliste, in dem oder unter der der zu 

ersetzende Bewerber aufgestellt ist. 
 
5.4 Reservelisten der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen außerdem von 

mindestens 21 Wahlberechtigten persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. 
 
5.5 Muss die Reserveliste von mindestens 21 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so sind die 

Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach dem Muster der Anlage 14b zur  
KWahlO zu erbringen; bei Anforderung der Formblätter ist die Bezeichnung der Partei oder 
Wählergruppe anzugeben. Für die Unterzeichnung gilt Nr. 2.4 entsprechend. Die 
Zustimmungserklärung der Bewerber ist nach dem Muster der Anlage 12b zur KWahlO abzugeben. 
Einer Bescheinigung der Wählbarkeit bedarf es nicht, soweit Bewerber gleichzeitig für einen 
Wahlbezirk aufgestellt sind und die Bescheinigung dem Wahlbezirksvorschlag beigefügt ist. 

 
 
Warstein, 15.01.2025 
 
Stadt Warstein 
Der Wahlleiter 
 
 
gez. 
 
R e d d e r 
1.  Beigeordneter und Stadtkämmerer 
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ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

 
Haushaltssatzung und Bekanntmachung 

der Haushaltssatzung der Stadt Warstein für das Haushaltsjahr 2025 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 05.07.2024 (GV. NRW. S. 444), hat der Rat der Stadt Warstein mit Beschluss vom 16.12.2024 
folgende Haushaltssatzung erlassen: 

 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2025, der die für die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde 
voraussichtlich erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie eingehenden 
Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen 
enthält, wird 
 
im Ergebnisplan mit  

dem Gesamtbetrag der Erträge auf 89.174.016 € 
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 95.161.068 € 

 abzüglich globaler Minderaufwand von 1.805.223 € 
 somit auf 93.355.845 € 

  
  
im Finanzplan mit  

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 
auf  

82.637.202 € 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 
auf 

86.744.880 € 

  
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit auf 9.299.585 € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit auf 18.127.567 € 

  
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf 6.490.492 € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf 4.701.229 € 

festgesetzt.  
 
 

§ 2 
 

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investitionen erforderlich ist, 
wird auf  3.000.000 € 
festgesetzt.  

 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von 
Investitionsauszahlungen 
in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf 12.280.700 € 
festgesetzt.  
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§ 4 
 
Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage aufgrund des voraussichtlichen Jahresergebnisses 
im Ergebnisplan wird auf 
festgesetzt. 

4.181.829 € 

  
Der Vortrag eines Jahresfehlbetrages aufgrund des voraussichtlichen Jahresergebnisses  
im Ergebnisplan wird auf 0 € 
festgesetzt. 
 
 
Die Verringerung der Allgemeinen Rücklage aufgrund des voraussichtlichen Jahresergebnisses 

 

im Ergebnisplan wird auf 0 € 
festgesetzt.  

 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen werden dürfen, 
wird auf             
              
               35.000.000 € 
festgesetzt. 
 
 

§ 61 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das Haushaltsjahr 2025 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer  
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) auf 318 v.H. 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf 850 v.H. 
   
2. Gewerbesteuer auf 470 v.H. 

 
 

§ 7 
 

Haushaltssicherungskonzept 
(entfällt) 

 
 

§ 8 
 
1. Über die Leistung unerheblicher überplanmäßiger und außerplanmäßiger Aufwendungen / 

Auszahlungen und Verpflichtungsermächtigungen gemäß § 83 Abs. 1 GO entscheidet der 
Kämmerer - im Übrigen der Rat der Stadt Warstein. 

 

                                                
1 Die Angabe der Steuersätze hat nur deklaratorische Bedeutung, da die Stadt Warstein eine Hebesatzsatzung erlassen hat. 

   Der Rat der Stadt Warstein hat diese in seiner Sitzung am 16.12.2024 beschlossen. 
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Als unerhebliche über- und außerplanmäßige Aufwendungen des Ergebnisplanes bzw. 
Auszahlungen des Finanzplanes, über deren Leistung der Kämmerer entscheiden kann, werden 
angesehen: 
 

a. Aufwendungen und Auszahlungen, die wirtschaftlich durchlaufend sind, die auf gesetzlicher 
oder bei Verabschiedung des Haushaltsplanes bestehender vertraglicher Verpflichtungen 
beruhen in uneingeschränkter Höhe, 

b. Aufwendungen, die keine Auszahlungen zur Folge haben, bis zu einem Betrag von 
500.000 €, 

c. Aufwendungen und Auszahlungen, die zur Verwendung von zweckbestimmten 
Einzahlungen und Erträgen erforderlich sind, 

d. alle anderen Aufwendungen und Auszahlungen bis zu einem Betrag von 50.000 €. 
 

2. Die Bereitstellung über- und außerplanmäßiger Verpflichtungsermächtigungen obliegt dem 
Kämmerer bis zu einer Höhe von 50.000 €. 

 
 
Bekanntmachung der Haushaltssatzung 

 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für das Haushaltsjahr 2025 wird hiermit 
öffentlich bekanntgemacht.  
 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß § 80 Abs. 5 GO NRW der Landrätin als untere 
staatliche Verwaltungsbehörde in Soest mit Schreiben vom 17.12.2024 angezeigt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt bis zur Feststellung des Jahresabschlusses 2025 während der üblichen 
Dienstzeiten im Rathaus der Stadt Warstein (Sachgebiet Finanzen) öffentlich aus und ist unter der 
Adresse www.warstein.de im Internet verfügbar. 
 

 
Hinweis 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn 
 

a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b. diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 

oder 
d. der Form- oder Verfahrensfehler ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
Warstein, 21.01.2025 

 
In Vertretung 
 
 
gez. 
 
( R e d d e r ) 
Erster Beigeordneter und Stadtkämmerer 
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Öffentliche Bekanntmachung 

 
75. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Warstein zur Entwicklung des "Risse-
Gelände" in der Ortschaft Warstein und in der Ortschaft Suttrop 
hier:  Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch     
 (BauGB) 

 Internetbeteiligung 

 Öffentliche Auslegung 

 Bürgerversammlung 
 
Der Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Warstein hat in seiner Sitzung am 11.06.2024 den 
Aufstellungsbeschluss zur 75. Änderung des Flächennutzungsplanes gefasst. In der Sitzung wurde 
ebenfalls beschlossen, die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB durchzuführen. 
 
 
Allgemeine Ziele und Zwecke der Planung 
 
Die Stadt Warstein beabsichtigt die innenstadtnahe, brachliegende Fläche des „Risse-Geländes“ zu 

revitalisieren und zu einem gemischten Quartier in zentraler Lage zu entwickeln. Durch die 75. Änderung 

des Flächennutzungsplans und des teilweise im Parallelverfahren aufgestellten Bebauungsplans Nr. 59 

„Risse-Gelände“ sollen planungsrechtliche Voraussetzungen für die Entwicklung des neuen Quartiers 

geschaffen werden. Geplant ist die Ansiedlung von Senioren- und Pflegeeinrichtungen, Dienstleistern und 

einem Gastronomieangebot, einer Kindertagesstätte sowie groß- und kleinflächigem Einzelhandel zur 

Nahversorgung. Der kleinflächige Einzelhandel wird sich zukünftig im zentralen Versorgungsbereich der 

Stadt Warstein befinden und zentrenrelevante Sortimente enthalten. Der großflächige Lebensmittelmarkt 

dient der Nahversorgung und befindet sich außerhalb des zentralen Versorgungsbereiches. 

Das insgesamt 7,5 ha große Betriebsgelände der Firmengruppe Risse, auch „Risse-Gelände“ genannt, 

liegt seit Aufgabe des Kalksteinabbaus und der Umsiedlung des Betonwerkes brach. Bereits vor der 

endgültigen Aufgabe bzw. Umsiedlung der gewerblichen Nutzungen fanden Überlegungen zur Umnutzung 

des „Risse-Geländes“ statt, die aus verschiedenen Gründen wieder verworfen wurden. Das aktuelle 

Nutzungskonzept sieht die Entwicklung eines gemischt genutzten Quartiers im ca. 4,6 ha großen, 

südlichen Bereich des Geländes vor. Im nördlichen Bereich ist eine Bebauung aufgrund des geplanten 

Trassenverlaufs der B 55n und der einzuhaltenden Anbauverbotszone nicht möglich. Zur Ausschöpfung 

des Potentials des Geländes wird eine Vernetzung mit der Umgebung, insbesondere als Bindeglied 

zwischen dem Versorgungsstandort Hüttenstraße/ Kreisstraße im Norden und dem Hauptzentrum im 

Süden sowie eine bedarfsgerechte Ergänzung des bestehenden Versorgungsangebotes der Innenstadt 

angestrebt. Zudem sollen dringend benötigte Wohn- und Pflegeangebote vor allem für Senioren 

geschaffen werden. Neben dem eigentlichen ehemaligen Betriebsgelände wird auch ein Grundstück 

entlang der Hauptstraße in die Planungen mit einbezogen, um hier unter Einbeziehung der Wäster ein 

attraktives gastronomisches Angebot o.ä. zu schaffen. Die bereits etablierte Freizeitnutzung im östlichen 

Bereich des Plangebietes als Kletterpark soll aufrechterhalten werden. Die Errichtung einer 

Kindertagesstätte rundet die geplante Nutzungsmischung ab.   
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Voraussichtliche Auswirkung der Planung 
 
Im Rahmen der 75. Änderung wird auch das angrenzende Kerngebiet (MK) berichtigt. Die bestehenden 

Nutzungen entsprechen nicht mehr dem eines Kerngebietes. Die Stadt Warstein verfolgt das Ziel, diesen 

Bereich zukünftig als Urbanes Gebiet (MU) zu entwickeln. 

Der Flächennutzungsplan der Stadt Warstein stellt für das Plangebiet größtenteils ein Mischgebiet dar. Im 

Westen, entlang der B 55 ist ein Kerngebiet dargestellt. Der zentrale Versorgungsbereich endet südlich 

des Änderungsbereichs. Das geplante Vorhaben, vor allem die Ansiedlung von großflächigem 

Einzelhandel ist derzeit planungsrechtlich nicht zulässig, weshalb die 75. Änderung des 

Flächennutzungsplans erforderlich wird. 

 
Im Rahmen der Umweltprüfung sind die Auswirkungen der Schutzgüter zu prüfen. Daher liegen im 
Umweltbericht Informationen zu nachfolgenden Schutzgütern vor: 
 

 Menschen und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung insgesamt (Immissionen und Erholung) 

 Tiere (Arten und deren Lebensräume) 

 Pflanzen (Biotoptypen und Betrachtung der besonders geschützten Pflanzenarten) 

 Fläche 

 Boden (Bodentypen, Altlasten) 

 Wasser (Wasser- und Heilquellenschutzgebiet, Oberflächengewässer) 

 Klima und Luft 

 Landschaft (Landschaftsgestalt und Landschaftsbild) 

 Kultur- und sonstige Sachgüter (Kulturgüter, Kulturlandschaftsbereich „Warstein“, 
kulturlandschaftsprägende Objekte) 

 Biologische Vielfalt und Wechselwirkungen (Wechselwirkungen der Schutzgüter untereinander) 
 
 
 
Mit dieser Bekanntmachung erfolgt die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß 
§ 3 Abs. 1 BauGB.  
 
Der Planentwurf der 75. Änderung des Flächennutzungsplanes einschließlich dem Entwurf der 
Begründung, dem Umweltbericht, dem artenschutzrechtlichen Fachbeitrag, der 
Verträglichkeitsuntersuchung von Einzelhandelsnutzungen auf dem Risse-Gelände in Warstein sowie der 
Entwurf zur Fortschreibung des Einzelhandelskonzeptes der Stadt Warstein werden in der Zeit vom 
 

05.02.2025 bis 09.03.2025 (einschließlich) 
 

im Internet veröffentlicht.  
 
Die vorgenannten Unterlagen sind über das Beteiligungsportal NRW 
https://beteiligung.nrw.de/portal/warstein/startseite abrufbar. 
 
Im v. g. Zeitraum besteht Gelegenheit, sich über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die 
voraussichtlichen Auswirkungen der Planung zu informieren und die Planunterlagen einzusehen.  
 
Ihre Anregungen und Stellungnahmen können über das Beteiligungsportal, schriftlich (auch per E-Mail: 
bauleitplanung@warstein.de) oder zur Niederschrift gebracht werden. 
 
 
  

https://beteiligung.nrw.de/portal/warstein/startseite
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Darüber hinaus findet im gleichen Zeitraum eine öffentliche Auslegung bei der  
 

Stadt Warstein 
Sachgebiet Stadtentwicklung 

 im Erdgeschoss des Technisches Rathaus im Flur gegenüber den Räumen P 111-113, 
Schulstraße 7, 59581 Warstein 

statt. 
 
Die Auslegung erfolgt 

montags, dienstags, donnerstags und freitags zwischen 8.30 Uhr und 12.30 Uhr, 
 (mittwochs geschlossen), 

dienstags zusätzlich zwischen 14.00 Uhr und 16.00 Uhr und  
donnerstags zusätzlich zwischen 14.00 Uhr und 17.00 Uhr. 

 

Der Ort der Auslegung ist nicht barrierefrei. Personen, welche aufgrund einer Einschränkung den o. g. Ort 
der öffentlichen Auslegung nicht erreichen können, werden gebeten, unter der Telefonnummer 02902 / 
81-335 einen Termin zur Einsichtnahme und möglicher Abgabe einer Stellungnahme in einem leicht 
zugänglichen Raum im Rathaus der Stadt Warstein, Dieplohstraße 1, 59581 Warstein zu vereinbaren. 
 
 
Zusätzlich zur Auslegung erhält die Bürgerschaft bereits im Vorfeld die Gelegenheit sich in der 
Bürgerversammlung am  
 

04.02.2025 um 19:00 Uhr  
im Bürgersaal des Rathauses der Stadt Warstein, 

Dieplohstraße 1, 59581 Warstein  
 

über die Ziele und Zwecke der Planung sowie deren Auswirkung zu informieren. 
 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen gem. § 3 Abs. 2 i. V. m. 
§ 4 a Abs. 6 BauGB bei der Beschlussfassung über die Bebauungsplanänderung unberücksichtigt bleiben 
können, sofern die Stadt deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die 
Rechtmäßigkeit des Bauleitplans nicht von Bedeutung ist 
 
 
Warstein, den 23.01.2025 
 
 
gez. 
 
Dr. Schöne 
- Bürgermeister – 
 
 
 
 
 
Anlagen: 
Übersichtsplan zur 75. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Warstein zur Entwicklung des "Risse-
Gelände" 
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Anlage 1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Stadt Warstein – Ortschaft Warstein 
 
Übersichtsplan zur 
 
75. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Warstein  
zur Entwicklung des "Risse-Gelände"  

 

ohne Maßstab….   
  

  
 
 
  

Warstein 

Bereich der 75. Änderung 

des Flächennutzungsplanes 
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J a g d g e n o s s e n s c h a f t   W a r s t e i n 
- D e r   V o r s t a n d -  

Körperschaft des öffentlichen Rechts 
              

 
       Warstein, 20. Januar 2025 
       1. Vorsitzender Carsten Enste-Sieren 

Müschederweg 152 
59581 Warstein 

 
 
 
 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
 
 
Das Jagdkataster der Jagdgenossenschaft Warstein liegt in der Zeit vom  
 

10. bis 21. Februar 2025 
 
während der Öffnungszeiten nach telefonischer Voranmeldung unter 02902 – 81290  
zur Einsichtnahme in der Stadtverwaltung Warstein, Zimmer 308, Dieplohstraße 1,  
59581 Warstein aus. 
 
Während dieser Auslegungsfrist können Einsprüche mündlich oder schriftlich gegen  
die Eintragungen im Jagdkataster erhoben werden. 
 
Einsprüche, die nach Ablauf der Auslegungsfrist erhoben werden, bleiben  
unberücksichtigt. 
 
 
 
Jagdgenossenschaft Warstein 
 
 
gez. 
Carsten Enste-Sieren 
Jagdvorsteher 
 
 
 
 
 


